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Das politische Umfeld der Strommarktliberalisierung

Um Klimaschutz und Oko-Strom

wird heftig gerungen

Werden auch Privathaushalte in den freien Strommarkt
eintreten konnen? Braucht die Schweiz ein neues Atomkraft-
werk? Auf welche erneuerbare Energie soll man setzen?

Wie lassen sich Treibhausgasemissionen reduzieren?

Energie- und klimapolitisch gibt es einige Streitfelder.

Susanne Wenger

Die Schweizer Stimmbevolkerung hélt den Service public hoch.
Das zeigte sich 2002, als ein erster Anlauf zur Liberalisierung des
Strommarkts scheiterte: Fast 53 Prozent lehnten den Gesetzes-
entwurf ab. Beflirchtungen vor einer reduzierten Versorgungssi-
cherheit und rasanten Preisanstiegen als Folge einer raschen
Strommarktéffnung iberwogen. Zudem wurden Anreize zur FOr-
derung erneuerbarer Energien und zu mehr Energieeffizienz ver-
misst. Bundesrat und Parlament arbeiteten danach eine zweite
Vorlage aus. Fir die Schweiz als wichtige Stromdrehscheibe in
Europa sei eine Abschottung vom liberalisierten européischen
Strommarkt kaum denkbar, hiess es. Doch diesmal trugen die Be-
hoérden den Bedenken in der Bevolkerung Rechnung und bauten
Leitplanken in das Gesetz ein. Das Referendum wurde nicht er-
griffen, das neue Stromversorgungsgesetz trat 2008 in Kraft.

Begehrter Fordertopf

Dabei wurde das Tempo der Liberalisierung gedrosselt. In einem
ersten Schritt konnen seit Anfang Jahr Grossverbraucher ihren
Stromlieferanten frei wahlen. Die Grenze liegt bei mindestens 100
Megawattstunden jahrlichem Stromverbrauch, das betrifft gegen
50000 Unternehmen. Theoretisch jedenfalls, denn faktisch nutz-
ten bisher nur wenige die neue Wahlfreiheit (siehe auch Artikel
auf Seite 10). Erst 2014 sollen auch kleine Firmen und Privathaus-
halte den Zutritt zum freien Markt erhalten. Der zweite Offnungs-
schritt unterliegt dem fakultativen Referendum. Um die Grund-
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versorgung sicherzustellen, wurde ein Anschlussrecht der Konsu-
menten in allen Regionen zu einem angemessenen Preis ins Ge-
setz aufgenommen. Die Eidgendssische Elektrizitatskommission
(Elcom) wacht als Regulationsbehdrde mit Verfligungsrecht tiber
Versorgung und Preisentwicklung.

Der Strom soll zudem vermehrt nach 6kologischen Gesichts-
punkten produziert werden. Im zeitgleich revidierten Energiege-
setz wurde deshalb festgelegt, dass die Schweiz bis ins Jahr 2030
die Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien um mindes-
tens 5,4 Milliarden Kilowattstunden erhoht. Das entspricht rund
10 Prozent des heutigen Stromverbrauchs. Seit diesem Jahr wird
dafiir eine Forderabgabe auf dem Strompreis von maximal
0,6 Rappen pro Kilowattstunde erhoben, die kostendeckende Ein-
speisevergiitung (KEV). Mit jahrlich rund 250 Millionen Franken
wird damit Strom aus Wind, Sonne, Biomasse, Geothermie und
Kleinwasserkraft geférdert. Das Interesse an diesem Fordertopf
fir griinen Strom ist riesig, bereits gibt es lange Wartelisten. Bun-
desrat Moritz Leuenberger hat das Bundesamt fiir Energie beauf-
tragt, bis Mitte Jahr Losungsvorschlage zur Zukunft der KEV zu er-
arbeiten.

Bundesrat greift ein

Doch nicht nur die 6kologisch motivierte Lenkungsabgabe verteu-
ert den Strompreis. Bedenken, die Strommarktliberalisierung
fithre zu massiv hoheren statt tieferen Preisen, schienen sich letz-
ten Herbst voll und ganz zu bestatigen, als die Stromanbieter Preis-
erh6hungen von bis zu 25 Prozent bekannt gaben — Emporung
wallte auf, und bei der Elcom gingen rund 2500 Reklamationen ein.
Der Bundesrat reagierte schnell und revidierte im Dezember die
Stromversorgungs-Verordnung, noch ehe sie in Kraft trat. So dur-
fen den Endkonsumenten ab diesem Frithling weniger Kosten fiir
das Halten von Energie-Reserven fiir den Fall eines Blackouts be-
lastet werden als vorgesehen. Weiter reduziert der Bundesrat die
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) und Politiker sind sich nicht einig.

Gewinne, welche die Stromversorger durch die Aufwertung ihrer
Netze erzielt haben. Im Mérz gab dann die Elcom das Resultat ih-
rer Uberpriifungen bekannt: Die Regulationsbehérde verpflichtete
rund 40 Netzbetreiber dazu, die Tarife fiir die Beniitzung ihrer
Ubertragungsnetze zu senken. Die angekiindigten Strompreiser-
héhungen im Gesamtumfang von rund einer Milliarde Franken
sollen um durchschnittlich 40 Prozent gemildert werden.

Die durch politische Kompromisse geziahmte Marktéffnung
kénne noch nicht ihre erwiinschte Wirkung entfalten, kritisieren
burgerliche Liberalisierungsbefiirworter. Die Skeptiker auf der
linken Seite hingegen sehen sich in ihren Befiirchtungen besta-
tigt, dass die Liberalisierung priméar den Gewinnen der Elektrizi-

tatswerke diene. Bereits wurde vorsorglich mit dem Referendum
gegen die zweite Phase der Marktéffnung gedroht. Experten wei-
sen daraufhin, dass sich fiir die Zukunft eine Verknappung des
Stroms abzeichne, was die internationalen Marktpreise weiter er-
hohen werde. Schon heute ist der Preis pro Kilowattstunde auf
dem europdischen Strommarkt deutlich hoher als der Strom-
preis, den Schweizer Elektrizitdtswerke den Privathaushalten ver-
rechnen. Deshalb diirften sich Schweizer Konsumenten von einer
Liberalisierung kaum tiefere Preise erhoffen.

Benzin verteuern?

In der Energie- und Klimapolitik der Schweiz laufen auch weitere
interessante Auseinandersetzungen. Eine der umstrittensten ist
zweifellos die Frage, ob die Schweiz neue Atomkraftwerke
braucht. Bereits haben die drei Stromkonzerne BKW, Axpo und
Atel Rahmenbewilligungsgesuche fir den Ersatz ihrer AKW in
Miihleberg (BE), Beznau (AG) und Gosgen (SO) eingereicht. Die
AKW-Betreiber rechnen ab 2020 mit einer markanten Strom-
liicke. Die Wirtschaft, die blirgerlichen Parteien und die Standort-
gemeinden begriissen die AKW-Pléne. Auf der anderen Seite ha-
ben sich die Atomkraftgegner bereits national in der partei- und
verbandsiibergreifenden Allianz Stopp Atom zusammenge-
schlossen und vorsorglich das Referendum gegen Neubauten an-
gekiindigt. Sie stellen die Stromliicke in Abrede, verweisen auf das
ungeldste Endlagerproblem fiir radioaktive Abfélle und sehen das
«Atomloch» — ab 2020 mussen die &dltesten AKW der Schweiz aus
Sicherheitsgriinden vom Netz - als Chance, starker auf erneuer-
bare Energien zu setzen.

Gestritten wird ebenfalls um die Frage, wie die Schweiz ihren
Treibhausgas-Ausstoss reduzieren soll. Seit 2008 werden Heizol
und andere fossile Brennstoffe durch eine CO2-Abgabe moderat
verteuert. Unternehmen kdnnen sich von der Abgabe befreien, in-
dem sie sich beim Bund zu einer Begrenzung ihrer CO2-Emission
verpflichten. Im Rahmen des festgelegten Begrenzungsziels er-
halten sie dann jahrlich Emissionsrechte, die gehandelt werden
konnen: Haben die Unternehmen ihr Reduktionsziel erreicht,
kénnen sie die verbleibenden Gutschriften verkaufen oder umge-
kehrt durch den Zukauf von Emissionsgutschriften allfallige Ziel-
liicken schliessen. Heftig umstritten ist die Frage, ob auch auf fos-
sile Treibstoffe — Benzin, Diesel — eine Lenkungsabgabe erhoben
werden soll. Bisher gibt es erst den freiwilligen Klimarappen der
Erdélbranche. Der Bundesrat hat Ende 2008 zwei Varianten in die
Vernehmlassung geschickt. Mit der ersten Variante wiirden bis
zum Jahr 2020 20 Prozent CO2-Emissionen vor allem im Inland
eingespart, bei der zweiten Variante betragt das Reduktionsziel 50
Prozent — primadr erreicht durch den Kauf von Klimazertifikaten
im Ausland. Die Obergrenze fiir eine CO2-Abgabe hat der Bundes-
rat mit 30 Rappen festgelegt. Mit einem Teil der Einnahmen
kénnte ein Gebaudesanierungsprogramm finanziert werden.
Umweltverbdnden, SP und Griinen sind die bundesratlichen Vor-
schlage zu durftig. Sie machen Druck mit einer Volksinitiative, die
eine mindestens 30-prozentige Reduktion der Treibhausgasemis-
sionen bis 2020 verlangt, und zwar ausschliesslich im Inland. Die-
ses ambitionierte Ziel soll durch eine effizientere Nutzung der
Energie sowie durch Férderung von erneuerbaren Energien er-
reicht werden. So will man auch verhindern, dass der Klima-
schutz zu einem Argument fiir die Atomkraft wird.

1 9 CURAVIVA 4109



	Das politische Umfeld der Strommarktliberalisierung : um Klimaschutz und Öko-Strom wird heftig gerungen

